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Begleitschreiben zum Masernschutzgesetz. 
 
Liebe Eltern und Erziehungsberechtigte,  
 
das Masernschutzgesetz verbietet uns eine Aufnahme des Kindes in den Hort bei fehlender 
Masernimmunisierung. Sie müssen uns den Nachweis erbringen, dass das aufzunehmende Kind immun 
gegen Masern ist. Dies kann durch Nachweis von zwei Masernschutzimpfungen oder einer ärztlich 
bestätigten Immunität erfolgen. Weitere Informationen zu den Verfahren finden Sie auf dem 
beigefügten Informationsblatt.  
 
Aufgrund unserer engen Zusammenarbeit und dem gemeinsamen Bildungskonzept von Schule und 
Hort besteht bei uns eine besondere Verknüpfung zwischen Schule und Hort. Wir können in unserer 
Organisation keine Trennung zwischen Schule und Hort vornehmen. Dies bedingt, dass ohne 
Hortaufnahme auch keine Schulaufnahme erfolgen kann.  
Wir können Sie daher erst in Schule und Hort aufnehmen, wenn Sie uns die geforderten Unterlagen zur 
Masernimmunität vorgelegt haben.   
 
Der einfachste Weg ist eine Bescheinigung von Ihrem Arzt, der die Impfungen oder Immunität bestätigt 
oder wenn Sie es bereits in der Kindertageseinrichtung vorgelegt haben die Bestätigung der 
Kindertageseinrichtung. Einen Vordruck erhalten Sie mit ihren Vertragsunterlagen. Diese Bescheinigung 
können Sie uns einfach mit den anderen Unterlagen zurückschicken.  
 
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen zu den regulären Öffnungszeiten der Schule zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Der Vorstand des Evangelischer Montessori-Schulverein Erlbach-Kirchberg e.V.   
 

 

Informationen zur Masernimpfpflicht in Schule und Hort 

Fragen und Antworten zum Masernschutzgesetz (Auszug)  

Wann muss der Impfschutz nachgewiesen werden?  

Das Gesetz tritt am 1. März 2020 in Kraft. Alle, die am 1. März 2020 bereits in den betroffenen 

Einrichtungen betreut werden oder tätig sind, müssen den Nachweis bis zum 31. Juli 2021 vorlegen. 

Wer muss den Impfschutz nachweisen?  

Den vollständigen Impfschutz nachweisen müssen alle nach 1970 geborenen Personen, die in einer 

Gemeinschaftseinrichtung betreut werden. Dazu gehören Kitas, Horte, bestimmte Formen der 

Kindertagespflege, Schulen und sonstigen Ausbildungseinrichtungen, in denen überwiegend 
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minderjährige Personen betreut werden (§ 33 Nummer 1 bis 3 IfSG). Den Nachweis erbringen müssen 

auch Personen, die bereits vier Wochen in einem Kinderheim (§ 33 Nummer 4 IfSG) betreut werden 

oder in einer Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber und Flüchtlinge (§ 36 Absatz 1 Nummer 4 

IfSG) untergebracht sind. Außerdem werden von dem Gesetz Personen erfasst, die in den genannten 

Einrichtungen und in Gesundheitseinrichtungen wie Krankenhäusern und Arztpraxen tätig sind.  

Ab wann ist man in einer betroffenen Einrichtung tätig? Sind auch ehrenamtlich Tätige und 

Praktikanten erfasst?  

Ob jemand unter die Impfpflicht fällt, hängt davon ab, ob diese Person regelmäßig (nicht nur für 

wenige Tage) und nicht nur zeitlich vorübergehend (nicht nur jeweils wenige Minuten, sondern über 

einen längeren Zeitraum) in der Einrichtung tätig ist. Auch ehrenamtlich Tätige und Praktikanten sind 

erfasst. 

Was genau müssen die betroffenen Personen nachweisen?  

Alle betroffenen Personen, die mindestens ein Jahr alt sind, müssen eine Masernschutzimpfung oder 

eine Masernimmunität nachweisen. Alle Personen, die mindestens zwei Jahre alt sind, müssen 

mindestens zwei Masernschutzimpfungen nachweisen oder (zum Beispiel durch eine bereits durch 

die 1. Masernschutzimpfung erworbene) ausreichende Immunität gegen Masern. Die gesetzlichen 

Vorgaben orientieren sich an den Empfehlungen der STIKO. Wer wegen einer medizinischen 

Kontraindikation nicht geimpft werden kann, ist ausgenommen (§ 20 Absatz 8 Satz 4 IfSG). 

Wie wird die Einhaltung der Masernimpfpflicht kontrolliert?  

Die betroffenen Personen müssen der Leitung der jeweiligen Einrichtung gegenüber vor Beginn ihrer 

Betreuung oder ihrer Tätigkeit folgenden Nachweis vorlegen: 

1. einen Impfausweis oder ein ärztliches Zeugnis (auch in Form einer Anlage zum 

Untersuchungsheft für Kinder) darüber, dass bei ihnen ein Impfschutz gegen Masern besteht, 

2. ein ärztliches Zeugnis darüber, dass bei ihnen eine Immunität gegen Masern vorliegt oder sie 

aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden können oder 

3. eine Bestätigung einer staatlichen Stelle oder der Leitung einer anderen vom Gesetz 

betroffenen Einrichtung darüber, dass ein Nachweis nach Nummer 1 oder Nummer 2 bereits 

vorgelegen hat. 

Die oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann auch bestimmen, 

dass der Nachweis nicht bei der Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern beim Gesundheitsamt 

oder einer anderen staatlichen Stelle vorgelegt werden muss. Die Behörde, die für die Erteilung der 

Erlaubnis nach § 43 Absatz 1 SGB VIII (Kindertagespflege) zuständig ist, kann bestimmen, dass vor 

dem Beginn der Tätigkeit der Nachweis ihr gegenüber zu erbringen ist.  

Personen, die bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits in den betroffenen Einrichtungen betreut 

werden oder tätig sind, müssen erst bis zum 31. Juli 2021 kontrolliert werden.  

Personen in Kinderheimen und Gemeinschaftsunterkünften für Asylbewerber und Flüchtlinge müssen 

bereits vier Wochen untergebracht sein und haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung innerhalb 

von vier weiteren Wochen oder, wenn sie am 1. März 2020 bereits betreut werden oder 

untergebracht sind, bis zum Ablauf des 31. Juli 2021 den Nachweis vorzulegen. 
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Was passiert, wenn ein Nachweis nicht vorgelegt wird?  

Wer keinen Nachweis vorlegt, darf weder in den betroffenen Einrichtungen betreut, noch in diesen 

tätig werden. Ausgenommen sind Personen, die einer gesetzlichen Schul- oder Unterbringungspflicht 

unterliegen. Kinder, die unter zwei Jahre alt sind, müssen mindestens eine Masernschutzimpfung 

(oder eine Immunität gegen Masern) nachweisen und können dann aufgenommen werden. Kinder 

unter einem Jahr können ohne Nachweis aufgenommen werden. 

Bei Personen, die bereits in den betroffenen Einrichtungen betreut werden oder tätig sind, und bei 

Personen in Kinderheimen und Gemeinschaftsunterkünften für Asylbewerber und Flüchtlinge muss 

das Gesundheitsamt informiert werden und im Einzelfall entscheiden, ob Tätigkeits- oder 

Betretungsverbote ausgesprochen werden. 

Was geschieht bei schulpflichtigen Kindern und unterbringungspflichtigen Personen?  

Wenn der Nachweis bei einem Schul- oder Unterbringungspflichtigen nicht vorgelegt wird, muss die 

Leitung der jeweiligen Einrichtung unverzüglich das zuständige Gesundheitsamt informieren.  

Dem Gesundheitsamt müssen personenbezogene Angaben übermittelt werden. Dabei gelten die 

allgemeinen datenschutzrechtlichen Bestimmungen (insbesondere Art. 32 

Datenschutzgrundverordnung, DSGVO). 

Wie geht es weiter, wenn die Gesundheitsämter benachrichtigt wurden?  

Wenn der erforderliche Nachweis nicht innerhalb einer angemessenen Frist (mindestens zehn Tage) 

vorgelegt wurde, kann das Gesundheitsamt die nachweispflichtige Person zu einer Beratung 

einladen.  

Unabhängig davon kann das Gesundheitsamt jeweils im Einzelfall entscheiden, ob nach Ablauf einer 

angemessenen Frist Tätigkeits- oder Betretungsverbote ausgesprochen werden (außer bei schul- 

oder unterbringungspflichtigen Personen sowie im Falle eines Lieferengpasses der Impfstoffe) oder 

ob Geldbußen und ggf. Zwangsgelder ausgesprochen werden. 

Welche dienst- und arbeitsrechtlichen Folgen drohen?  

Das Gesundheitsamt kann gegenüber einem einzelnen Beschäftigten ein Tätigkeitsverbot 

aussprechen. Die Folgen richten sich nach den jeweiligen vertrags-, dienst- oder arbeitsrechtlichen 

Grundlagen. 

Wann werden Bußgelder verhängt?  

Es liegt im Ermessen der zuständigen Behörde, ob sie ein Bußgeld verhängt. Die Leitung einer 

Einrichtung, die entgegen der gesetzlichen Verbote eine Person betreut oder beschäftigt oder im 

Falle einer Benachrichtigungspflicht die Gesundheitsämter nicht informiert, muss mit einem Bußgeld 

bis zu 2.500 EUR rechnen. Das gilt auch für Personen, die den Nachweis trotz Anforderung des 

Gesundheitsamtes nicht innerhalb einer angemessenen Frist vorlegen. Das Bußgeld kann in der Regel 

nur einmal verhängt werden. 

Können sich vermögende Eltern durch eine Bußgeldzahlung von der Nachweispflicht „freikaufen“?  

Neben oder alternativ zum Bußgeld kann auch ein Zwangsgeld in Betracht kommen. Insofern ist auch 

nach einer Bußgeldzahlung noch ein Druckmittel vorhanden. 
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Muss ich mich, wenn kein Einzelimpfstoff zur Verfügung steht, mit einem Mehrfachimpfstoff 

impfen lassen?  

Ja. Die Nachweispflicht eines Impfschutzes oder einer Immunität gegen Masern gilt auch, wenn zur 

Erlangung von Impfschutz gegen Masern ausschließlich Kombinationsimpfstoffe zur Verfügung 

stehen. 

Kann die Impfpflicht durch Zwang durchgesetzt werden? 

Eine Zwangsimpfung kommt in keinem Fall in Betracht. 

 

2020 Entnommen aus: 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/impfpflicht/faq-masernschutzgesetz.html  

Aktuelle Informationen können unter dieser Seite abgerufen werden.  

 

 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/impfpflicht/faq-masernschutzgesetz.html

